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Wesentliche Neuerungen des 8. SGB IV-
Änderungsgesetzes für die gesetzliche 
Unfallversicherung 

Key Facts 

• Verbesserung der Verfahren in der Sozialversicherung durch Digitalisierung und 
Entbürokratisierung 

• Steigerung von Effektivität und Effizienz in der Betreuung und Überwachung von
Unternehmen durch Einführung eines zentralen Betriebsstättenverzeichnisses 

• Umfassende Modernisierung des Vermögensrechts 

Autorinnen und Autoren 

Verena Beckmann 
Dr. Stefan Gravemeyer 
Monja Hippers 
Dr. Nils Teifke 
Dr. Sven Timm 

Das Vierte Buch Sozialgesetzbuch (SGB IV) enthält gemeinsame Vorschriften für die 
Sozialversicherung, die regelmäßig nach Anpassungsbedarf aktualisiert werden. Das 
8. SGB IV-Änderungsgesetz soll bestehende Verfahren in der Sozialversicherung im
Sinne der Digitalisierung und Entbürokratisierung verbessern.

K onkreter tangiert das im Dezember 
2022 erlassene Gesetz das Gebiet 
der Prävention mit einem Auftrag 

zur Konzipierung einer Einführung eines 
Betriebsstättenverzeichnisses. Es werden 
darüber hinaus übergeordnete Bereiche 
wie die umfassende Modernisierung des 
Vermögensrechts sowie der Selbstverwal-
tung geregelt. 

Betriebsstättenverzeichnis 

Mit dem neu eingeführten § 135 SGB IV 
wird die DGUV verpflichtet, dem Bun-
desministerium für Arbeit und Soziales 
(BMAS) bis zum 31. Dezember 2023 einen 
„Bericht zur möglichen Konzeption eines 
Verzeichnisses zur bundeseinheitlichen 
Erfassung von Betriebsstätten für die 
Zwecke der Prävention und der Kontrol-
le durch den Arbeitsschutz“ vorzulegen. 
Bei der Konzeptentwicklung sollen die 
Arbeitsschutzbehörden der Länder, die 
Bundesagentur für Arbeit (BA) und die 
Bundesvereinigung der Deutschen Arbeit-
geberverbände (BDA) in geeigneter Weise 
eingebunden werden. 

In der Begründung zum Gesetzesentwurf 
heißt es: „Der Datenaustausch zwischen 
Arbeitgebern und den Trägern der sozialen 
Sicherung, aber auch der Sozialversiche-
rungsträger untereinander entwickelt sich 
im Rahmen der voranschreitenden Digita-
lisierung ständig fort. […] Diese Fortent-
wicklungen dienen der Kernzielsetzung 
des Sozialgesetzbuchs, dass Leistungsbe-
rechtigte die ihnen zustehenden Leistun-
gen umfassend und rechtzeitig erhalten.“[1] 
Insbesondere in der Prävention liegt es in 
der Natur der Sache, dass diese Leistungen 
umfassend, zielgruppenadäquat und recht-
zeitig zu erbringen sind, um Arbeitsunfälle 
und Berufskrankheiten gar nicht erst ent-
stehen zu lassen und arbeitsbedingte Ge-
sundheitsgefahren zu minimieren. 

Der Wortlaut des § 135 SGB IV definiert be-
reits den Zweck des Verzeichnisses zur Prä-
vention und Kontrolle durch die Aufsichts-
dienste der Unfallversicherungsträger und 
der Arbeitsschutzverwaltungen der Länder. 
Damit einher geht ein interinstitutionel-
ler Nutzen sowohl für die Präventionsbe-
reiche der Unfallversicherungsträger als 

auch für die Arbeitsschutzbehörden der 
Länder. Denn mit einem gemeinsamen Zu-
griff auf ein zentrales Betriebsstättenver-
zeichnis können Effektivität und Effizienz 
in der Betreuung und Überwachung von 
Unternehmen im Hinblick auf die Präven-
tion von Unfällen, Berufskrankheiten und 
arbeitsbedingten Gesundheitsgefahren ge-
steigert werden. 

Vermögensrecht 

Mit dem 8. SGB IV-Änderungsgesetz wurde 
das Vermögensrecht erstmals seit seiner 
Verabschiedung im Jahr 1976 umfassend 
modernisiert. So wurden die mit dem Un-
fallversicherungsmodernisierungsgesetz 
(UVMG) ab 2010 für die Unfallversiche-
rungsträger geänderten vermögensrecht-
lichen Vorschriften des SGB VII, die mit 
der Einführung eines Verwaltungsvermö-
gens und der Verpflichtung zur Bildung 
von Altersrückstellungsvermögen sowie 
der hierfür eingeführten Möglichkeit der 
Beimischung von Aktien einhergingen, 
nunmehr in das SGB IV übernommen. 
Der Anlagenkatalog des § 83 SGB IV wurde 



32

DGUV Forum 5/2023     Agenda

entsprechend dem Zweck der unterschied-
lichen Vermögenskategorien neu struktu-
riert. 

Hinzu kam Handlungsdruck durch das 
zum 1. Januar 2023 geänderte Statut des 
freiwilligen Einlagensicherungsfonds des 
Bundesverbands deutscher Banken, wo-
durch der Umfang der gesicherten Einla-
gen betragsmäßig, zeitlich und inhaltlich 
enger begrenzt wird. Dem wird im Gesetz 
mit der Vorgabe für die Installation eines 
qualifizierten Anlagen- und Risikoma-
nagements und weiterer risikobezogener 
Vorgaben begegnet. Ferner wurden der 
Anlageraum um Anlagen bei Nicht-Kredit-
instituten in ausgewählten OECD-Staaten 
und das Sicherungsinstrumentarium um 
solche für Ausfall-, Kurs- oder Zinsände-
rungsrisiken erweitert. Für die Mittelan-
lage der Altersrückstellungen wurde der 
zulässige Aktienanteil auf 30 Prozent an-
gehoben und der Erwerb von Anteilen an 
Immobilien-Sondervermögen nach dem 
Kapitalanlagegesetzbuch (KAGB) ermög-
licht. Für Rechnung von Sondervermögen 
gemäß § 83 Abs. 1b Satz 1 Nr. 1 SGB IV kön-
nen Kredite bis zur Höhe von 30 Prozent 
aufgenommen werden. Für Rechnung von 
Sondervermögen gemäß § 83 Abs. 1 Nr. 5 
SGB IV gilt dies für kurzfristige Kredite bis 
zur Höhe von 10 Prozent. 

Schließlich wurde die Möglichkeit der An-
lage unter Nachhaltigkeitsgesichtspunkten 
geschaffen und der Begriff Gemeinnützig-
keit gestrichen. Daneben wurden die Be-
dingungen für die Wahl der Finanzierungs-
form von Gemeinschaftsinvestitionen der 
Sozialversicherungsträger neu geregelt und 
in der Begründung zu § 83 Abs. 1a Nr. 2 
SGB IV erstmals spezifiziert. Abschließend 
soll auf die vereinfachte, auf eine Million 
Euro hinaufgesetzte Genehmigungsfrei-
grenze hingewiesen werden. 

Selbstverwaltungsrecht 

Zudem enthält das 8. SGB IV-Änderungsge-
setz eine Änderung im Selbstverwaltungs-
recht. Es geht dabei um die Regelung über 
die schriftliche Beschlussfassung. Bislang 
konnten nach § 64 Abs. 3 SGB IV nur die 
Selbstverwaltungsorgane ohne Sitzung 
schriftlich abstimmen: der Vorstand in 
eiligen Fällen und die Vertreterversamm-
lung, soweit die Satzung es zulässt. Wenn 
ein Fünftel der Mitglieder des Selbstverwal-
tungsorgans der schriftlichen Abstimmung 
widerspricht, ist über die Angelegenheit 
in der nächsten Sitzung zu beraten und 
abzustimmen. 

Mit der Änderung in § 64 Abs. 3 Satz 2 
SGB IV wird den Sozialversicherungsträ-

gern nun ermöglicht, in der Satzung auch 
eine Regelung über schriftliche Beschluss-
fassungen der besonderen Ausschüsse 
nach § 36a SGB IV aufzunehmen. Mit der 
Änderung in § 64 Abs. 3 Satz 3 SGB IV wird 
geregelt, dass über die Angelegenheit in 
der nächsten Sitzung beraten und abge-
stimmt werden muss, wenn mindestens 
ein Mitglied des besonderen Ausschus-
ses der schriftlichen Abstimmung wider-
spricht. Die Entscheidung, dass schriftlich 
Beschluss gefasst werden soll, muss also 
einstimmig ergehen. 

Für die während der Coronapandemie ein-
geführte Regelung des § 64 Abs. 3a SGB IV 
bedarf es dagegen keiner Satzungsrege-
lung. Nach dieser nur befristet gelten-
den Regelung können abweichend von 
§ 64 Abs. 3 SGB IV die Selbstverwaltungs-
organe und besonderen Ausschüsse nach 
§ 36a SGB IV aus wichtigen Gründen ohne 
Sitzung schriftlich abstimmen. � ←

Fußnote 

[1] Bundesrat-Drucksache 422/22 

Insbesondere in der Prävention liegt es in der Natur 
der Sache, dass diese Leistungen umfassend, ziel-
gruppenadäquat und rechtzeitig zu erbringen sind, 
um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten gar nicht 
erst entstehen zu lassen und arbeitsbedingte Gesund-
heitsgefahren zu minimieren.“ 
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